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Artikel 33 

Ausgeliefert werden nicht:

a) Staatsbürger des ersuchten Staates;
b) Personen, deren Auslieferung nach den Rechtsvorschrif­

ten des ersuchten Staates nicht zulässig ist.

Artikel 34

Die Auslieferung erfolgt nicht, wenn

a) die strafbare Handlung im Hoheitsgebiet des ersuchten 
Staates begangen wurde;

b) die Straftat nach den Rechtsvorschriften beider Ver­
tragsstaaten nur auf Antrag des Geschädigten verfolgt 
werden kann;

c) die Verfolgung der strafbaren Handlung, derentwegen 
um Auslieferung ersucht wird, nach den Rechtsvor­
schriften des ersuchten Staates verjährt ist oder unter 
eine Amnestie fällt, oder wenn aus einem anderen recht­
lichen Grund die Strafverfolgung oder der Vollzug der 
Strafe nicht erfolgen kann;

d) die strafbare Handlung, derentwegen um Auslieferung 
ersucht wird, bereits Gegenstand einer rechtskräftigen 
Entscheidung eines, zuständigen Gerichts des ersuchten 
Staates war oder die Strafverfolgung durch ein zustän­
diges Justizorgan endgültig eingestellt wurde.

Artikel 35

(1) Wird vom ersuchten Staat gegen die Person, um deren 
Auslieferung ersucht wird, ein Strafverfahren durchgeführt, 
oder ist diese wegen einer anderen strafbaren Handlung im 
ersuchten Staat verurteilt worden, kann die Auslieferung bis 
zum rechtskräftigen Abschluß des Strafverfahrens oder bis 
zum Vollzug der Strafe auf geschoben werden.

(2) Würde der Aufschub der Auslieferung zur Verjährung 
der Strafverfolgung oder zur Erschwerung der Durchführung 
des Strafverfahrens führen, kann der zeitweiligen Ausliefe­
rung unter der ausdrücklichen Voraussetzung, stattgegeben 
werden, daß die ausgelieferte Person nach Durchführung der 
Prozeßhandlung, derentwegen die Auslieferung gewährt 
wurde, spätestens nach 3 Monaten, gerechnet vom Tage der 
Übergabe an, zurückgeführt wird.

Artikel 36

Die ausgelieferte Person darf wegen einer anderen, vor der 
Auslieferung begangenen Handlung als derjenigen, die der 
Auslieferung zugrunde liegt, weder strafrechtlich verfolgt, 
verurteilt oder dem Vollzug einer Strafe zugeführt, noch 
einem dritten Staat ausgeliefert werden, es sei denn:

a) der ersuchte Staat stimmt dem zu;
b) die Person hat innerhalb eines Monats nach rechtskräf­

tigem Abschluß des Strafverfahrens, oder im Falle einer 
Verurteilung, nach Vollzug der Strafe nicht das Hoheits­
gebiet des ersuchenden Staates verlassen oder ist, nach­
dem sie es verlassen hat, freiwillig dorthin zurückge­
kehrt. In diese Frist ist die Zeit nicht einbegriffen, wäh­

lend der die ausgelieferte Person nicht die Möglichkeit 
hatte, das Hoheitsgebiet dieses Staates aus nicht von

' ihrem Willen abhängigen Gründen zu verlassen.

Artikel 37

(1) Ein Ersuchen um Auslieferung wird schriftlich gestellt 
und auf diplomatischem Weg übermittelt.

(2) Einem Ersuchen um Auslieferung sind beizufügen:
a) eine Ausfertigung oder beglaubigte Kopie des Haftbe­

fehls und bei einem Ersuchen um Auslieferung zum 
Vollzug einer Strafe eine Ausfertigung oder beglaubigte 
Kopie des rechtskräftigen Urteils. Sind im Haftbefehl 
Angaben über die Straftat, Ort und Zeit ihrer Begehung 
sowie deren rechtliche Würdigung nicht enthalten, sind 
diese Angaben in einer Anlage beizufügen;

b) eine Abschrift oder Kopie der anzuwendenden gesetz­
lichen Bestimmungen;

c) Angaben über die Dauer der noch zu vollziehenden 
Strafe, wenn um Auslieferung zum Vollzug einer Strafe 
ersucht wird;

d) alle Angaben zur Identität und Staatsbürgerschaft der 
Person, um deren Auslieferung ersucht wird.

(3) Enthält das Auslieferungsersuchen nicht alle erforder­
lichen Angaben, kann der ersuchte Staat zusätzliche Informa­
tionen verlangen. Der andere Vertragsstaat hat die ergän­
zenden Angaben innerhalb von 2 Monaten nach Eingang des 
Ersuchens zu übermitteln. Diese Frist kann im gegenseitigen 
Einverständnis um 15 Tage verlängert werden. Der ersuchte 
Staat kann die inhaftierte Person auf freien Fuß setzen, wenn 
innerhalb der festgesetzten Frist die ergänzenden Angaben 
nicht übermittelt werden.

Artikel 38

Sind die Voraussetzungen der Auslieferung nach diesem 
Vertrag gegeben, trifft der ersuchte Staat unverzüglich Maß­
nahmen zur Verhaftung der Person, um deren Auslieferung 
ersucht wird.

Artikel 39

(1) Auf Verlangen des ersuchenden Staates kann eine nach 
diesem Vertrag auszuliefernde Person bereits vor Eingang 
des Auslieferungsersuchens in Haft genommen werden. Der 
Antrag hat Angaben zum Haftbefehl oder zum rechtskräfti­
gen Urteil und die Ankündigung der späteren Übermittlung 
des Auslieferungsersuchens zu enthalten.

(2) Das Ersuchen um vorläufige Auslieferungshaft kann auf 
dem Postweg, telegrafisch oder durch Fernschreiber übermit­
telt werden.

(3) Der ersuchende Staat wird unverzüglich von der ent­
sprechend Absatz 1 erfolgten Verhaftung informiert.

(4) Die Dauer der vorläufigen Auslieferungshaft darf einen 
Monat nicht überschreiten. Diese Frist kann auf Verlangen 
des ersuchenden Staates um 15 Tage verlängert werden.

Artikel 40

(1) Der ersuchte Staat informiert den ersuchenden Staat von 
seiner Entscheidung über das Auslieferungsersuchen und im 
Falle der Zustimmung zur Auslieferung über Ort und Zeit 
der Übergabe der Person.

(2) Übernehmen die Beauftragten des ersuchenden Staates 
nicht die auszuliefernde Person am festgesetzten Ort und zur 
festgesetzten Zeit und beantragt der ersuchende Staat keinen 
Aufschub, wird die betreffende Person unverzüglich auf freien 
Fuß gesetzt. In diesem Falle kann das Ersuchen um Ausliefe­
rung, sollte es erneut gestellt werden, abgelehnt werden.

(3) Der Aufschub der Übergabe nach Absatz 2 darf 15 Tage 
nicht überschreiten.

(4) Kann wegen außergewöhnlicher Umstände die Über­
gabe oder Übernahme der auszuliefernden Person nicht erfol­
gen, so informiert der betreffende Vertragsstaat den anderen 
Staat rechtzeitig darüber. Die Vertragsstaaten vereinbaren


